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I. Einleitung

Ludwig Adamovich hat immer wieder auf die Internationalisierung der 
Grundrechte hingewiesen. 1 Wie zuletzt die Verabschiedung des 12. Zusatzpro­
tokolls zur EMRK und die Verkündung der EU-Grundrechtscharta gezeigt ha­
ben, nimmt die Bedeutung des übernationalen Grundrechtsschutzes in Europa 
nach wie vor zu. Dieser Beitrag versucht zu erklären, warum das so ist, indem 
er die Funktionen der europäischen Grundrechte beschreibt. 

Als Beispiele für europäische Grundrechte sollen die durch die EMRK ge­
währleisteten und die Grundrechte im Rahmen der EU dienen. Kom·e11tio11s­
gru11drechte und Gemei11schaflsgru11drechte sind die wichtigsten, weil sie in 
übernationalen gerichtlichen Verfahren durchgesetzt werden können und daher 
die größte Effektivität entfalten. 

Funktionen haben sie einerseits für die eli1ze/11e11 Staaten und anderen Ei11-
heite11, für die sie gelten (Teil II). Im Falle der EMRK sind das ihre Vertrags­
parteien, aber auch die EU, die, ohne Vertragspartei zu sein, ebenfalls den in­
haltlichen Bindungen der EMRK unterliegt.2 Funktionen, freilich etwas ande­
rer Art, haben die europäischen Grundrechte aber auch für die Gemeti1schq/ie11 
von Staaten und anderen Etizheiten, die sich ihnen unterworfen haben, also die 
mit den Europaratsstaaten identische „Menschenrechtsgemeinschaft:"3 der EMRK 
und wiederum die Europäische Union (Teil III). Diese Gemeinschaften sollen, 

1 ZB Adomo111,:h, Grundrechte - Eine Einführung, in: Machacek/Pahr/Sta<ller (Hrsg), 70 Jahre 
Republik. Grund- und Menschenrechte in Österreich (1991) 7 (8). 
2 ,,Bindung" ist wie „EU" natürlich eine grobe Vereinfachung, die aber für die Zwecke die­
ses Beitrags ausreicht. Dahinter stecken 
- die (derzeit noch nur) politische Selbstbindung von EU, EGen und Mitgliedstaaten im An­

wcudungbereich der Vertr'.ige durch die Grundrechtscharta, die die Rechte der EMRK in­
korporiert,

- die rechtliche Bindung an Grundrechte, wie sie ua durch die EMRK gewährleistel werden,
gem Art 6 Abs 2 EUV, die im Rahmen seiner Zuständigkeit durch den EuGH zu Gemein­
schafisgrundrecbten konkretisiert werden. und

- die indirekte rechtliche Bindung der EU über die EMRK-Bindung der Mitgliedstaaten beim
Handeln ihrer Ve.rtreter im Rahmen der EU, was nicht nur, aber vor allem für den nicht
vergemeinschafteten Bereich und die Vertragsänderung von Bedeutung ist.
Im Einzelnen dazu Grabenwarter, Europäisches und nationales Verfassungsrecht, VVDSLRL

60 (2001), 290 (325 ffmwN). 
3 Berka, Der Stellenwert individueller Grundrechte, in: Marko/Poier (Hrsg), Politik, Staat und 
Recht im Zeitenumbruch (2001) 77 (78). 
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da sie mit den Konventions- bzw Gemein chaftsgrundrecbte□ wesentliche Ver­
fassungsinhalte teile□ im folgenden „ 1'etftlssungs1·erb1111de ''I die einzelnen 
Einheiten„ l'erb1111cl111itg/ieder" heißen. Die EU ist (im unteclmischea Sinn 

lit.glied des EMRK- erfassung verbunde und Verfassungsverbund zugleich. 
Diese mr die Lage in Europa typische Yerscl1J"änkw1g von VerfassunQV;rbün­
dcn (die sich im übrigen in Bundesstaaten auf die innerstaatliche Ebe;e erstre­
cken ließe) kann graphisch so dargestellt werden: 

Verfassungsverblinde 

Europarat/EMRK-Verbund 

EU 

-- --Bundesstaat 

Staat Staat Staat Staat 

BBB 
- ..__ --

II. Funktionen für die Verbundmitglieder

Zur yslematisierung der vielfältigen FLmktionen der europäisc!Jen Gmnd­
rechte für die V rbundrnitgli der bietet sieb eine Bündelung in drei Bereiche 
a_n: iL: tlie Stärkl!':g des mitgliedschaftlichen Grundrechts chutzes in die Legi­
lrmatrun der pol,uschen Herrschall in den Verbundmitgliedern und in die-m.E 
ort unter chätzte -Erleichterw1g ihrer inlcmalionaJen Kooperation. Natürlich 
hängen diese Funktionen eng miteinander zusammen über chneiden und bedin­
gen sich zum Teil auch gegenseitig. Trotzdem können sie zunächst einmal ge­
trennt behandelt werden. 

0 Dcr_Au�druck findet sich zB bei .Pemice, Europäisches und nationales Verfassungsrecht,
VVD�lRL 60l-001). 1�8 ( 163 und passim) als Bezeichnung eines einheitlichen Systems aus 
,11rupä1 eher (EU-)_ erfassung und nationalen Verfassungen; dort 149 1D, bei Huber, ebd, 
194 ( 196 11) und bei Gmbemmrter, ebd, 292 ff, aud1 Nachweise zur Diskussion um den Ver­
fassungsbegriff. Die EMRK wird zB als „europäische Teilverfassung" bezeichnet: /Hzlter, Die 
EMRK als Konstitutiona!isierungsprozeß, ZaöRV 1999, 961 (964). 
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1. Stärkungsfunktion für den mitgliedschaftlichen Grundrechtsschutz

Die offensichtlichste Funktion der europäischen Grundrechte ist natürlich 
die Stärkung des mitgliedschaftlichen Grundrechtsschutzes. Sie umfasst die Si­
cherung und die Korrektur der Anwendung des in den Verbundmitgliedern oh­
nehin vorhandenen Grundrechtsbestandes, seinen Schutz gegen legislative Aus­
höhlung, seine Ergänzung und seine Weiterentwicklung. 

a) A11wendungssicheru11g- u11d -ko,rektur

Viele europäischen Grundrechte sind auf der Ebene der meisten Verbund­
mitglieder ohnehin gewährleistet. Trotzdem sind die europäischen Grundrechte 
auch in diesem Bereich nicht bedeutungslos. Zunächst bilden sie einen zusätz­
lichen Grund, inhaltsgleiche mitgliedschaftschaftliche Grundrechte tatsächlich 
anzuwenden - einerseits, um „Verurteilungen" sowohl durch die europäische 
Öffentlichkeit als auch durch den EGMR oder den EuGH zu venneiden, ande­
rerseits, weil auch unabhängig davon die zusätzliche Berufung auf die europäi­
schen Grundrechte es betroffenen Bürgern wie entscheidenden Instanzen leich­
ter macht, entsprechende mitgliedschaftlicbe Grundrechte gegen konkurrierende 
Interessen und politische Widerstände durchzusetzen. Das kommt ua zum Aus­
druck, wenn mitgliedschaftliche Gerichte zur Bestätigung eines nach eigenem 
Recht gefundenen Ergebnisses auf europäische Grundrechte und die einschlägi­
ge übernationale Rechtsprechung verweisen.5 Mit der Sicherung der Anwendung 
mitgliedschaftlicher Grundrechte durch europäische Verstärkung geht manch­
mal auch ihre Korrektur einher. Österreichische und deutsche Beispiele dafür 
betreffen ua die stärkere Gewichtung der Meinungsfreiheit gegenüber dem Per­
sönlichkeitsschutz von Politikern, Parteien6 oder staatlichen Interessen7 sowie 
die Überspielung innerstaatlicher Ausnahmen, etwa bei der Gleichberechtigung 
der Geschlechter im Hinblick auf den Wehrdienst8 .9 

b) ßestandschutz

Darüber hinaus schützen europäische Grundrechte auch den legislativen Be­
stand ihrer mitgliedschaftlichen Äquivalente: Exzessive Beschränkungen oder 
Streichungen wären wiederum mit erhöhten politischen Kosten verbunden, und 
rechtlich würden sie entweder schon am innerstaatlichen Vorrang des entspre­
chenden europäischen Grundrechts scheitern oder zumindest in dem Sinn wir­
kungslos bleiben, dass sie an der völker- oder europarechtlichen Geltung des 

s Grabenwarter(FN 2) 323 mN, nennt das die „Bekräftigungswirkung". 
ti EGMRL111ge11.r/Ö,i•1l'l"l1.'ich. EuGRZ 1986, 124; 26.2.2002, Krone fer/ag/Östen-eich und 
Unrrbhti11gige Jnitialia ·e J,!fam1atio11svie(/ält/Osterreich, noch nicht publiziert. 
1 EGMR Vogt/Deutschland, EuGRZ 1995, 590. 
s EuGH C-285/98, Kretl, Slg 2000 1-69. 
9 Zur umgekehrten Richtung- Korrektur der Straßburger Rechtsprechung als Folge nationa­
ler Entscheidungen - Grubemvarrer. Die Menschenrechtskonvention und die Grundrechte­
Charta in der euopäischen Verfassungsentwicklung, in: FS Steinberger (2002) I 129 ( 1 I 30 ft).



452 Franz Merli 

europäischen Grundrechts für das Verbundsmitgl ied eben nichts ändern könn­
ten . 1 0  Diese pol itische und rechtl iche StabJ/isienmgs- und Arq/cmgjimktio11 der 
europäischen Grundrechte ist gerade in  Krisensituationen und gegen Verfas­
sungsmehrheiten wichtig. 

c) Ergä11zu11g 
Wichtiger noch ist freilich die Ergänzung des mitgliedschaftlichen Grund­rechtsschutzes durch den europäischen. Die Konventionsrechte wurden in prak­tisch �l len M�tgliedstaaten in die nationale Rechtsordnung i nkorporiert, bi ldena lso emen Teil der innerstaatl ichen Rechtsordnung; 1 1  für die EU gelten die ih­nen entsprechenden Positionen als allgemeine Rechtsgrundsätze, dh als Teil  des Pnmärrechts, und die Gemeinschaftsgrundrechte sind in den Mitgliedstaaten un­mitte lbar anwendbar. Die Ergänzungsfunktion betrifft den Jnhaft grundrechtli­cher Ansprüche, ihren persönlichen Schutzbereich und ihre .Durchsetzbarkeit. Nationale Grundrechtskataloge s ind oft alt und ti1haftfich l ückenhaft. Ohnedie EMRK hätte etwa Österreich kein ausdrücklich garantiertes Recht auf Le­ben und, von Einzelaspekten abgesehen, kein Recht auf eine gerichtl iche Ent­scheidung in bestimmten Angelegenheiten, kein Recht auf Privat- und Famili­enleben und ke_in Recht auf B i ldung. 12 Die Rundfunkveranstaltungsfreiheit wäre rncht gewährleistet, 13 und vermögensrechtliche Ansprüche öffentlichrechtl icherAr� würden nich t  unter den Eigentumsschutz fal len, auch wenn sie auf eigenenLe1st�ngen gründen. 1 4  In Deutschland hat das BVerfG allgemeine Verfassungs­pn nz1p1en herangezogen, um verschiedene Grundrechte zu begründen, die zwarlll der EMRK, n icht aber auch im GG ausdrücklich gewährleistet sind. 1 5 Für dieEU ersetzen die auf der Grundlage der EMRK gewonnenen allgemeinen Rechts­grundsätze überhaupt die in den Verträgen weitgehend fehlenden klassischen l iberalen Grundrechte. 

" '  Vgl Jlerla, Zur Geschichte der Menschenrechte in Österreich, in : Grandner/Schmale/Wein­zicrl (Hrsg), Grund- und Menschenrechte (2002) 1 60 ( 1 6 1 ). " Polaltc'1 tic, La mise en oeuvre de la CEDH en Europe de l 'Ouest: apen;u du droits et dela pra(1que nal1onaux, RUDH, 1992, 359; Gomien, La mise en oeuvre du droit internationalrclatif aux droils de l 'homme en Europe centrale et orientale, RUDH, 1992, 377; ßlaclcbum U}rsg), l"undamental Rights in Europe: the ECHR and its Member States, 1950-2000, (200 1 ); C/Jn �:rugo11os, Zur Inkorporation der Europäischen Menschenrechtskonvention in den natio­nalen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten, Europarecht 200 1 ,  49. 1 � V.:citcre Beispiele bei Kon'nek./Gutlne ·ht. Der Grundrechtsschutz, in: Schambeck (Hrsg),Das osterrerch 1sche Bunde -Verfassungsgesetz und seine Entwicklung ( 1 980) 29 1 (304). 13 Vgl __ EGMR 24. 1 1 . 1 99 . lc111in/Ö.rterreich, EuGRZ 1 994, 549; 2 J .  9. 2000, Tele 1/Öster­rckl,, O.IZ 200 1 ,  1 56. 
'• Vgl EGMR 1 6. 9. 1 996, Gaygusuz/Österrekl,, JZ I 997, 405. r .s ZB ßVerfGE 74, 358 (370) und 82. l 06 ( 1 20) zur Ableitung der Unschuldsvermutuug ausden� Rechtsstaatsprinzip und 1-ur Berücksichtigung der EMR.K bei dc.sen Konkrctsierung.Auch der (1 111 wesentlichen A� 6 Abs l E 1RK ent prec.hende) allgemeine JustizgewährJei.s­tungsrn1spruch 1st - anders als Jener gegen die ölfentlicbe Gewalt durch An [ 9  1 - im Grund­gesetz n icht garantiert und wird daher aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitet: BVerfGE 54 277. ' 

Funktionen des europäischen Grundrechtsschutzes 453 

Die Ergänzungsfunktion bezieht sich auch und gerade auf die Stellu1:g vo_n 

Ausländern. Das liegt zunächst daran, das es europäische Grundrechte gibt, die 
speziell für Ausländer gelten zB Ar.t 4 4. ZPEMRK und A�t _ l 7 . ZPE_'.':1-RK
oder da Kommunalwahlrecht nach Art 19  EGV) und dass em1ge europa1sche 
Grund.rechte, die für alle ge lten, va für Ausländer Bedeutung haben (zB d�r
Auslieferungs- und Abschiebungsschutz aus '."-rt 3 und 8_ E�RK oder ?as Fre1-
zügigkeitsrecht gern Art 18 EGV, aber auch d1e _Grundfr�1h�1ten des �G�, wen_nman sie als Grundrechte mit spezifischem sachhchem, na�ltch ?renzube1_schre1-
tendem Geltungsbereich versteht16) .  Darüber hinaus smd dte e�rnpatschen 

Grundrechte idR Menschenrechte oder Unionsbürgerrechte und erganzen damit
in ihrem Anwendungsbereich auch jene mitgliedschaftlicben Grundr�chte_, deren 
persönlicher Ge llungsbereich noch auf eigene Staatsbürger ?esc�ran_kt 1st - �o 
für ö terreich und Deutschland zB die innerstaatliche Fre 1züg1gke1t und die 
Erwerbs- bzw Berufsfreiheit (Art 6 und Art 1 8  StGG; Art 1 1  un_d 12 GG) als 

Fol e von Art 2 Abs 1 4.ZPEMRK und der gemeinschaftsrecht_lichen Berufs­
frei�eit. Am w ichtigsten sind freilich die konventions- und �ememscha�tsrecht­
lichen Diskriminierungs erbote. die Beschränkungen _des nat�onalen Gle1chhe1ts­
schutzes auf eigene taalsbi.irger verdrängen und eme Gle1chstel lut�g vo_n In­
und Ausländern auch weit über den unmittelbaren Grundrechtsbereich hmaus 
verlangen. 

. . ErgänZende Funktion haben die europäis�?en Grundrechte s�hlJ�ß l tch auc_hbei <ler .Ourch.setzzmg der betroffenen Anspruche sowohl _auf m1tg l te�cbafll_1-cher wie auch aufVerbundebe.ne. lm innerstaatl ichen Bereich smd zunachs� die
Folgen des konventions- wie gemeinsc_haftsrechtlic�en Gebots des effektiven
Rechtsschutzes zu nennen.17 Darüber h inaus kann die Kontrolle_ der Konvent1-
onsmäßigkeit der Gesetzgebung Lücken der verfassung,gericl1 L! Jcl:en Non_nen­
kontrolle schl ießen - so zB in FranJ...,eich. wo Gesetze vo1�1 Consei l Con�t1tut1-
onnel nach ihrem Inkrafttreten n icht mehr überprüfbar s111d., ab�r von Jedem 
sonstigen Gericht unangewendd gelassen werden könn�n, we1m sie den staats­
vertrao i icheu Verpflichtungen des Landes - eben zB Jenen aus der EMR� -
nicht ienügen. 1s Der Anwendungsvorrang des Gemeinschaftsrechts erzwrngt 

10 Dazu zB Zultteg, Funktionen einer EU- hart� der Grm�drechte, E�GRZ Zl�00, ? 1 '. _ (5.1 6 ):
Quosdoif, Dogmatik der Grun<lrechle der EUiopä17chen U111011 (200 l )  2 ,;  05 ll Aflilla-Grl!fl:
Gru.n<lfreihclten lllld Gemeinscballsgrundrechte, in :  rs Stcmberger (200- ) l 28 I .  
1 ;  V I für Österreich neben <len bekannten Folgen des An 6 EMRK zB EuGH C-_( 22/9�, :�ul­
da11!,! Slg 1 997 1-5325· C-8 1/98, Alcatel A1.1stria. S!g 1 999 1-767 1 :  C-424/99, A.ommrs.11<m 
ö. · · · ;, SI, 200 1 1-9285. Für Deutschland 7.ß EuGH C-340/89, Vlassnp<Jul,m. lg 1 99 1  f/t:n-e.JC ,, g 

R n ·' E RZ 1 997 J { 0· 1-2357 Rz 22}: C- 1 9i92, Kraus. lg 1 993 l- 1 663 (Rz 40); EGM ,�a11111u1,. u , , · 
Gnrcitulkn, St 200 1 205. . . . 18 Z.B Cohe11-./r;flo/lto11, La p lace de la C�DH dan l 'or�rc juri?1que �va1s, 1n ;  Sudre C ).·l_rsg)

'. Le droit frani;.ais et la conventlon europecnne des d.ro1ts de 1 _ bornn3,e. 1 974
-:-

1 992 ( 1 9��) l .  
PTotection constitutionel.lc et prolection im':'11�lionalc des dro1ts de l bomm� �01�currentc o� complementruite. Rappon du Conseil consutuuonnel, Pan�, RUDH. l995. 2:>8

_,_ �ohl/�ammei:Völkervertragsrecht in der französischen Rcchtsor�1u1�g, msbesonder� E�rr�pais��e Konven 
Lio11 zum Schutz der Menschenrechte und Grundfre1he1ten { 1 998); 1171/he. L apph�al'.o� �e la
Convention curopt:enne des droits de l 'hommc et de sa jurispnulence par les 1und1ct1uns
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eine Gesetzeskontrolle durch alle mitgliedstaatlichen Instanzen auch dort, wo 
sie, wie im Vereinigten Königreich 19 im eigenen Verfassungssystem überhaupt 
nicht vorgesehen oder, wie in Österreich oder Deuts bland, einem speziellen 
Gericht vorbehalten ist. Auf Verbundebene ergänzt die Kontrolle der europäi­
schen Gerichte den Schutz der Grundrechte durch nationale Instanzen und er­
möglicht, wie erwähnt, auch eine Korrektur ihrer Rechtsprechung. Vor allem die 
Beschwerdemöglichkeit vor dem EGMR ist aber nicht nur eine weitere Siche­
rung, sondern kompensiert auch die Schwächen der rnitglied chaftl ichen Rechts­
schutzsysteme - zB dort wo der Betroffene ein Vorlage erfahren zur Überprü­
fung der Vereinbarkeit von Ge etzen mit europäischen Grundrechten durch ein 
Verfassungsgericht oder den EuGH nicht erzwingen kann (also etwa in der öster­
reichischen ordentlichen Gerichtsbarkeit), dort, wo die nationalen Gerichte die 
Wirkung grundrechtswidriger Gesetze nicht beseitigen können (zB im Vereinig­
ten Königreich)20, und vor allem dort, wo überhaupt keine mitgliedschaftliche 
Gesetzeskontrolle möglich ist, etwa bei nationalem Verfassungsrecht und EU­
Primärrecht.21 Insgesamt sind somit die europäischen Ergänzungen des mitglied­
schaftlichen Gmndrechtsschutzes Voraussetzung für alle anderen Funktionen der 
europäischen Grundrechte. Für manche Verbundmitglieder gehen sie auch über 
eine Ergänzung weit hinaus, weil sie letztlich einen Umbau der Grundstrukturen 
der eigenen Rechtsordnung mit sich bringen. Das gilt vor allem für jene Staaten, 
die von der Parlamentssouveränität geprägt sind. 

d) Weiterentwicklung

Die europäischen Grundrechte bilden darüber hinaus eine wichtige Grund­
lage für die Weiterentwicklung der mitgliedschaftlichen Grundrechte. Die mit­
glicdschaftlichen Gerichte gewinnen aus der Rechtsprechung von EGMR und 
EuGH, auch soweit diese zu anderen Rechtsordnungen ergeht, Hinweise auf 
bisher nicht erkannte Konflikte und auf neue Gesichtspunkte und Lösungsmög­
lichkeiten. Das gilt nicht nur für die Behandlung einzelner Grundrechte, son­
dern auch für die Weiterentwicklung allgemeiner Grundrechtslehren. So haben 
etwa das Verhältnismäßigkeitsprinzip, grundrechtliche Schutzpflichten oder das 
Konzept mittelbarer Diskriminierung auch über europäische Vermittlung Einzug 
in die Rechtsordnung vieler Verbundmitglieder gehalten.22 Besonders wichtig 

ju?iciaircs frarn;:aises, Revue trimestrielle des <lroits de l'homme 1999, 235; Oellers-Frahm,
Die Beachtung völkerrechtlicher Verpflichtungen in Frankreich, in: FS Steinberger (2002) 865. 
i? Vgl zß EuGH C-213/89, Faclorlame, Slg 1990 1-2433 und Craiglde ß11rca, EU Law2 

( 1998) 280 ff. 
20 G1vle. Die Inkorporicrung <ler Europäischen Menschenrechtskonvention in das britische 
Recht durch den Human Rights Act 1998, ZaöRV 1998, 309; Greer, A Guide to the Human 
Rights Act 1998, ELR 1999, 3; Mabaka, L'incorporation de la Convention europeenne des 
droits de l'homme dans !'ordre juridique britannique, Revue trimeslrielle des droits de l'homrne 
2000, 11: Grobe11warter(FN 2), 303. Zu vergleichbaren Effekten in Frankreich lfa!ter(FN 4) 
962 ff. 
21 Vgl EGMR, 18.12.1999, Mattl,ews/Yereti1igtes Konigreicl,, EuGRZ 1999, 200. 
22 Vgl für Österreich zB Berka, Die Europäische Menschenrechtskonvention und die österrei­
chische Grundrechtstradition, ÖJZ 1979, 365; ders (FN 10) 170 f; Holoubek, Grundrechtliche 
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ist die Vorbildwirkung für jene Verbundmitglieder, die noch nicht auf eine aus­
differenzierte Rechtsprechung in Grundrechtssachen zurückgreifen können.23 

Dass die Konventionsrechte und die Rechtsprechung des EGMR Grundlage für 
die Entwicklung der ungeschriebenen Gemeinschaftsgrundrechte bildeten, wur­
de schon erwähnt; auch ihre Weiterentwicklung muss sich an der Straßburger 
Rechtsprechung orientieren. 

Auf der Gesetzgebu11gsebe11e wirken die europäischen Grundrechte oft als 
Vorbild für mitgliedschaftliche Regelungen. Die neuen Grundrechtskataloge der 
Refonnstaaten in Mittel- und Osteuropa orientieren sich ganz stark am Text der 
EMRK; zT finden sich wörtlich identische Passagen.24 Das österreichische BVG 
zum Schutz der persönlichen Freiheit ist deutlich von Art 5 und 6 EMRK beein­
flusst. Die Grundrechtscharta der EU übernimmt viele Konventionsrechte in 
identischer Form.zs 

Da die europäischen Grundrechte von EGMR und EuGH idR „dynamisch" 
ausgelegt werden, fungieren sie schließlich als allgemeine Reserve.ft"ir Neue­
rungen auch auf mitgliedschaftlicher Ebene und verhindern damit eine Erstar­
rung des Grundrechtsschutzes in den Verbundmitgliedern, die sich aus dogma­
tischen Traditionen oder politischen Widerständen ergeben kann. 

2. Legitimationsfunktion

Die Bindung an Grundrechte ist heute eine der wesentlichen Bedingungen 
dafür, dass politische Herrschaft als legitim empfunden wird. Damit ist zunächst 
die Bindung an Grundrechte der eigenen Rechtsordnung gemeint, doch wird 
diese, wie gezeigt (Il. l.), eben durch die europäischen Grundrechte verstärkt, 
und das hat auch Folgen für die Legitimationskraft der Grundrechtsbindung. 
Legitimationssteigernd wirkt zunächst schon die Tatsache, dass sich ein Staat 
oder eine Staatenverbund einer unabhängigen Dritt/controlle unterwirft, und in 
der Folge erhöht jede Bestätigung der Grundrechtskonformität der rnitglied-

Gewährleistungspflichten (1997) 65 f; zu den Wirkungen des Verhältnismäßigkeitsprinzips 
im Vereinigten Königreich zB Craig, Administrative Law4 (1999) 581 ff; /foj/i11a1111, The ln­
fluence of the European Prinicple of Proportionality upon UK Law, in: Ellis (Hrsg), The Pnn­
ciple of Proportionality in the Laws ofEurope (1999) 85. 
23 ZB Bru1111er/Solyom, Verfassungsgerichtsbarkeit in Ungarn; /?. Hoji11a1111/Marko/Aferli/
Wiederti1 (Hrsg), Rechtsstaatlichkeit in EU (1996); F1vwei11/Marauh11 (Hrsg), Grundfragen 
der Verfassungsgerichtsbarkeit in Mittel und Osteuropa ( 1998); B1111111er/Garlicla; Verfassungs­
gerichtsbarkeit in Polen (1999); llrumrer/Solyom, Constitutional Judiciary in a New Democra­
cy. The Hungarian Constitutional Court (2000); P.fa.ff(Hrsg), Zehn Jahre danach. Versuch 
einer Bestandsaufnahme der Entwicklungen und Trends zum demokratischen Rechtsstaat und 
zur sozialen Marktwirtschaft in einigen MSOE-Ländem (2000); Kutte;;/Schroder(Hrsg). Die 
Rechtsprechung des russischen Verfassungsgerichts 1995-1999 (2000); Bru1111er/M. Hq/inann/
Hol!ander, Verfassungsgerichtsbarkeit in der Tschechischen Republik (2001 ); Zo/1/So(mm,
Die Rolle der Verfassungsgerichtsbarkeit in politischen Transfomationsprozessen (2001 ). 
24 V gl nur die tschechische Charta der Grundrechte und Grundfreiheiten und den Grund­
rechtsteil der polnischen Verfassung von 1997; dazu zB Hofkovti, Die Charta der Grundrech­
te und Grundfreiheiten der CSFR, EuGRZ 1991, 369; Die111er-Jle11edic1, Die Grundrechte in 
der neuen polnischen Verfassung, ZaöRV 1998, 205. 
25 Weitere Beispiele bei Grabe11n1:1rler(FN 2) 324. 
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schaftlichen Hen-schaftsausübung ihre Legitimation, und jede Verurteilung senkt 
sie. Zusätzliche Legitimationskraft hat die Bindung an europäische Grundrech­
te aber vor allem wegen ihres ./11halts: Als Ausdruck gemeineuropäischer Ver­
fassungstraditionen und allgemein anerkannter Minimalstandard, der durch 
eine jahrzehntelange Rechtsprechung konkretisiert wurde, genießen die EMRK 
und die ihr entsprechenden Gemeinschaftsgrundrechte besondere Wertschätzung. 
Gerade in Staaten oder Verbünden, die über keine eigene hochentwickelte 
Grundrechtstradition verfügen, bewirkt der „Import" der europäischen Grund­
rechte auch einen Legitimationsimport.26 Das gilt für die Reformstaaten Mit­
tel- und Osteuropas wie für die EU, deren Hoheitsgewalt ohne Begrenzung 
durch die ua aus der EMRK. gewonnenen Gemeinschaftsgrundrechte kaum le­
gitim erscheinen könnte. 

Die Legitimationsfunktion europäischer Grundrechte wirkt nach innen, also 
gegenüber den der Hoheitsgewalt von Staaten und der EU unterworfenen Bür­
gern, aber auch nach m(/Jen, gegenüber der internationalen Öffentlichkeit und 
in den Beziehungen von Staaten und Verbünden untereinander. Die Bindung an 
europäische Grundrechte fungiert hier als Ausweis der „Zivilisiertheit", als Vor­
aussetzung, um als Partner anerkannt und ernstgenommen zu werden, und als 
und als Eintrittskarte für „Europa".27 Die Legitimationsfunktion der europäi­
schen Grundrechtsbindung wirkt sich zunächst im politischen Bereich aus: Ein 
gutes Beispiel dafür, freilich aus schlechtem Anlass, bieten die Sanktionen der 
,,EU -14" und einiger anderer Staaten gegen Österreich nach der Regierungsbil­
dung im Jahr 2000. Sie kann aber auch rechtliche Auswirkungen im Hinblick 
auf die Beitrittsfähigkeit zu internationalen Organisationen haben. Diese kann 
man allerdings schon zur nächsten Funktion zählen. 

3. Erleichterungs- und Grundlagenfunktion
für die internationale Zusammenarbeit

Die Ausweitung des internationalen Handels, die steigende grenzüberschrei­
tende Tätigkeit von Unternehmen wie Kriminellen, die wachsende Mobilität der 
Bürger und der zunehmende Ausländeranteil in der Bevölkerung zwingen Staa­
ten und Verbünde zu immer mehr Zusammenarbeit. Diese kann ohne besonde­
re Vorkehrungen nur auf der Grundlage jeweils eigenen Rechts, durch völker­
rechtliche Vereinbarungen oder durch den Zusammenschluss zu internationalen 
Organisationen und die Übertragung von Hoheitsgewalt auf ihre Organe erfol­
gen. In jedem Fall spielen Grundrechte eine entscheidende Rolle. 

Die Zusammenarbeit zieht eine Vielzahl von Rechtsfragen nach sich, die 
dann in diversen, sogenannten „internationalen" Rechtsgebieten der jeweiligen 
Rechtsordnung abgearbeitet werden müssen: im Internationalen Privatrecht, Zi­
vilverfahrens-, Straf-, Steuer-, Kartell- und Datenschutzrecht, um nur einige 
Beispiele zu nennen. Früher hat man die damit verbundenen Probleme vielleicht 

"' Vgl Hmlwig, Die Legitimation des Staates durch Verfassungsrezeption in Mittel- und Ost­
europa, ZaüRV 1999, 919. 
�7 Vgl Harlll'tg(FN 26) 922 f, und unten 111.1. 
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als eher technische Angelegenheit verstanden: Es ging um Zustärn.ligkeilsabgren­
zungen und um die Reichweite der Am endung ausländisch· n Recht durch 
inländische Behörden und der Berücksichtigung ausländischer Tat achen und 
Rechtselemente bei der Anwendung eigenen Rechts. Darum geht es auch heute 
noch, aber der entscheidende Unterschied liegt in der grundrechtlichen Aufla­
dung der Fragestellungen:28 Es ist heute ein grundrechtliches Problem. wenn 
etwa jemand in einen Staat abgeschoben wird der ihn foltcn_:9 wenn ausländi­
sches Recht angewandt wird, das keine GI icbberechtigung der Ehepartner vor­
sieht,30 weu□ ausländische Urteile vollslreclct werden, die in einem unfairen 
Verfahren ergingen31 oder, enn per oaenbezogene Daten an ausländische Stel­
len übermittelt werden, die in ihrer Verwendung keiner Beschrärikung uoter­
liegen.32 Daher müssen die Regeln für die Zusammenarbeit. dh vor allem die 
eigenen oder staatsvertraglichen kolJisions.rechtlichen Bestimmungen. UJ1d auch 
da von eigenen Behörden angewendete ausländische Recht jedenfalls im Er­
gebnis an den Grundrechten gemessen werden. Das zu em1öglichen isl heule 
eine Hauptfunktion der ordre pub&·-Vorbehalte des nationalen Rechts wie des 
Völkervertragsrechts.33 Mit einer Aufiatlung de ordre public mit dcu eigenen 
Grundrechten ist aber das Problem noch nicht gelöst. Lösen kann man e auch 
kaum, indem man auf der vollen Anwendbarkeil der eigenen Verfassungsstan­
dards in il1rer jeweils peziüschen Ausprägung und unabhäDgig 011 der Inten­
siUil des lnlandsbezuges beharrt - das wäre in vielen Hillen das Ende der inter­
nationalen Rechtszusammenarbeit. Lösen kann man das Problem nur. wenn 
man den unverzichtbaren Kernbestand der eigenen Grundrechte mit Rücksicht 
auf auch in anderen Verfassungsstaaten geteilte Überzeugungen definiert. sich 
also auf gemeinsame Mindeststandards einigt und vorrangig diese dann den 

2& Dazu aus deutscher Sicht zB BVer E 31, 58 w1d Elbli,g, Zur Am endbarkelt der Grund­
rechte bei 'ach erballen mil Auslandsbezug 1992); Geimer, Verfassung. Vülkcrrechl 11nd ln­
lemalionales Zivilverfahrensrecht. ZIRV 1992. 321.401: ß. /Joji11a1m. Grundrechte und grenz­
überschreitende Sachverhalte (1994); 01111c11be1-ger, i.n: Münchener Kommentar zum BGB.

8d 103 (1998) Internationales Privatrecht. Einteilung. Rz 293 ff; Col!Ster-lfo/(Je,1,Älrm/.1.Y/(r,,. 
kott, Die Wirkungskraft der Gnmdrech(e bei Fällen 111l1 u landsbcz:ug ( 1998): R111hig. Glo­
balisierung und Grundgesetz. in: Wolter/Riedel{faupitz (Hrsg), Eim irkun_g der GrundrL·chlc 
nuf das Zivilrecht. öffentliches Recht und. trn.frecht ( 1999) 211. 
w Zu Österreich �ß VIBlg 14.998/1997: zu Deutschland zB BVcrf'G N wZ 199� 660. 
.;u Zu - stcrreich zB VwGH ÖSlA 1985, 69 = IPRE 21243. Zu DcuL�chland zl3 Pmt!,. lsl:uni­
scbes Familien- und Erbrecht und ordre public. Diss München ( 1994) mwN. 
ll Vgl 7_ß EuGH Rs -7/98. Krombach, Slg 2000 l-1935 z:um ordre-public Vorbehall des 
Art 17 Z I EuG Ü (je1z1 11 34 Z l der 44/2001. BI 2001 L 12/ 1 ). 
3� ZB VfSlg 10.313/19 5. 
JJ FürÖsterreichz.ßschonOG1125. I0.1955,JBl 1956.132:dann Gtl Z59/128: VI\ lg 
14.748 N1997; allgemein Sd11niT101111, in: Rummel Hrsg), ABGl3 Bd �=-(1992) § 6 I.PR . Die 
deutschen ordre-public-K.lauscln - zB Art 6 EGBGB -Tegeln all5dn1cklicb. das� auslfindi­
·cbes Recht insbesondere nicht anzuwenden ist, , wenn die Anwendung mit den ,rnmlreeh­
tca unvereinbar ist", Zur EMRl< und internationalen Grundrechten als Ausgangspunkt für die
Bestimmung nationaler ordre public-Standards s die in rN _g zitierten Werke und zß Alm­
sehei� Die Eim irkungen der EMRK auf das internationale Privat- und zivilprozessualc er­
fahrensred1t. in: f eh wind ( 1993) 71: logu,r/;:, Pub]jc Policy, ia: Iale.mational Encyclopc­
dia of Comparative Law Bd 3 Kap 11 ( 1994) Rn 55 ff.
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eigenen ordre public-Klauseln und der verfassungsrechtlichen Überprüfung von 
Zusammenarbeitsregeln und -akten zugrundelegt;34 dann muss auch die Inten­
sität des Inlandsbezuges nicht mehr geprüft werden. Mit anderen Worten: Die 
Internationalisierung des Rechtverkehrs erzwingt die Entwicklung gemeinsamer 
Grundrechte. Diese könnte man nun für jeden Sachbereich mit jedem Koopera­
tionspartner vertraglich vereinbaren, doch wäre dies eine wenig effiziente und 
erfolgversprechende Methode. Besser ist es natürlich, eine generelle Vereinba­
rung für alle möglichen Bereiche der Zusammenarbeit mit möglichst vielen 
Partnern zu schließen, und genau das hat man auf europäischer Ebene mit der 
EMRK getan. Nicht umsonst hat der EGMR die Konvention als als ein „con­
stitutional instrument ofEuropean public order (ordre public)" bezeichnet.35 

Der Verfassungsverbund der EMRK ist eine institutionalisierte Lösung des 
Problems der Zusammenarbeit unter Grundrechtsbedingungen: Weil sich die 
Verbundsmitglieder den Konventionsrechten und ihrer gerichtlichen Kontrol­
le durch den EGMR unterworfen haben, wird der internationale Rechtsverkehr 
im Verbund viel leichter. Weil der jeweils andere Hoheitsträger die europäischen 
Grundrechte achtet und dies durch den EGMR kontrolliert wird, müssen die 
Behörden und Gerichte der Verbundmitglieder ohne besonderen Anlass nicht 
mehr in jedem Einzelfall prüfen, ob ein eigener Akt der Zusammenarbeit fremde 
Grundrechtsverletzungen fortsetzt oder ermöglicht, und für die Verweigerung 
der Zusammenarbeit unter Berufung auf ordre public-Vorbehalte besteht idR 
kein Grund mehr. 

Ähnliches gilt für die Übertrag1111g 11011 Ho/Jetisgewalt an supra11alio11ale 
O1go11isalio11e11. Übertragung von Hoheitsgewalt an eine supranationale Orga­
nisation bedeutet, dass man ihr die Befugnis zu unmittelbaren Eingriffen in die 
Rechte der eigenen Rechtsunterworfenen einräumt und zugleich auf eine Kon­
trolle dieser Entscheidungen durch eigene Gerichte verzichtet. Ist die suprana­
tionale Organisation nicht grundrechtsgebunden, erzeugt dies eine Lücke im 
Grundrechtsschutz der Bürger. Eine normale Übertragung von Hoheitsrechten 
an eine nicht grundrechtsgebundene Instanz mit supranationaler Gewalt würde 
daher regelmäßig die Verfassung der übertragenden Staaten verletzen, und eine 
verfassungsändernde Übertragung wäre in einigen Staaten ebenfalls unzuläs­
sig.36 Jedenfalls aber würde sie zu einem Verstoß gegen völkerrechtlichen Bin­
dungen aus der EMRK führen.37 Das gilt nicht nur,38 aber auch für die EG. Die 

.14 Ein 13eispiel für ein explizites Anknüpfen an EMRK-Standards im nationalen Verfassungs­
recht findet sich in Art 16a Abs 2 GG. 
-'5 EGM R Loizido11/.Tii"de1; HRLJ 1995, 15, Z 75, 93. 
J<> Vgl l'lir Deutschland Art 23 Abs I und 79 Abs 3 GG; vergleichend Streinz, Verfassungs­
vorbehalte gegen Gemeinschaftsrechl - eine deutsche Besonderheit? Die Schranken der In­
legralionsermächtigung und ihre Realisierung in den Verfassungen der Mitgliedslaalen, in: FS 
Stcinberger (2002) 1437. 
,7 ·vgl El<.MR Aielchers, ZaöRV 1991, 863; EGMR lf0ile und Kennedy/Deutschland, NJW 
1999,1173. 
-'� Vgl zß EGMR lf0ile u11d Kennedy (FN 37) zur ESA; BVerfGE 59, 63 zu Eurocontrol; 
R11d;;lf. Consideralions constitutionelles ä propos de I'etablissement d'une justice penale inter­
natioi°ialc, Revue franc;aisc de droit constitutionnel 1999, 45 l (462 ff mwN). 
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Bindung der Hoheitsgewalt der EU an europäische Grundrechte und ihre Kon­
trolle durch den EuGH ist deshalb Voraussetzung dafür, dass die Mitgliedstaa­
ten sich überhaupt an ihr beteiligen können. 

Europäische Grundrechte haben also eine sehr weitreichende Entlastungs­
und Erleichtenmgifu11ktio11 für die internationale Zusammenarbeit auf allen 
denkbaren Feldern in allen bekannten Formen. Allgemein lässt sich sagen: Je 
intensiver die Zusammenarbeit, desto kleiner muss der Anwendungsbereich für 
nationale Vorbehaltsklauseln sein und desto größer ist daher der Bedarf nach ge­
meinsamen Grundrechten - oder umgekehrt: Je starker der gemeinsame Grund­
rechtbestand, desto leichter fällt die Zusammenarbeit. 

III. Funktionen für den Verbund

Ging es bislang um die Funktionen der europäischen Grundrechte für die 
einzelnen Verbundmitglieder, soll nun nach ihren Funktionen für den Verbund 
insgesamt, also für die Konventionsgemeinschaft und die EU, gefragt werden. 
Im Mittelpunkt möglicher Antworten steht dabei meist eine etwas vage „lnteg­
rationsfunktion"39. Zum besseren Verständnis soll sie hier in mehrere Berei�he 
aufgegliedert werden, die sich natürlich wiederum überschneiden. Zu nennen 
sind die Herstellung von Identität und Homogenität, die Schaffung von Grund­
lagen für eine Ausdehnung der Tätigkeiten im Verbund, und, für die EU, die 
Begründung, Begrenzung und Legitimation ihrer Hoheitsgewalt. 

1. Identitätsfunktion

Konventionsgemeinschaft und EU verstehen sich als Wertegemeinschaften, 
und die europäischen Grundrechte sind das, was diese Werte operationabel 
macht und zugleich eine „europäische" Jdentittil im rechtlichen Sinn definiert. 
Das zeigt sich va daran, dass die Ach_tung europäischer Grundrechte Aufnahme­
bedingung in diese Gemeinschaften ist, und dass ihre Mißachtung zum Verlust 
von Mitgliedschaftsrechten führen kann: Die Aufnahme in den Europarat ist 
wenn schon nicht rechtlich (über Art 4 seiner Satzung), so zumindest politisch 
an die Ratifikation der EMRK gebunden, und wer sie nicht einhält, kann nach 
Art 8 der Satzung wieder ausgeschlossen werden.40 Die Mitgliedschaft in der 
EU steht gern Art 49 iVm Art 6 Abs l EUV nur Staaten offen, die „die Grund­
sätze der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grund­
freiheiten sowie der Rechtstaatlichkeit" achten - Grundsätze, die wiederum ua 
durch die EMRK konkretisiert werden -, und Mitgliedsstaaten, die das nicht tun, 

39 V gl !falter, Die Folgen der Globalisierung für die europäische Verfassungsdiskussion, 
DVBI 2000, l (5, lO f). 
4o Zur Praxis zß Klebe.r/Chmzil-a.rsiliou. Problemes d'ordre constilutionncl tb.11 le pr ces­
sus d"adhcsion d'Etats de l'Europe ccntrale et oriealale au Com;eil de l'europc. R DH 1996. 
269: Hqj/ineister, Kroatiens Beitritt zmn Europaral w1d seine Auswirkungen aur die kroati­
sche erfässungsgcrichtsbarkeiL EuGRZ 1997. 93; vgl auch FAZ 7.4.2000. 1. und 12.5.2000. 
7, zum vom Ministerkomitee dann abgelehnten Antrag der Parlamentarischen Versammlung. 
ein Ausschlussverfahren gegen Russland einzuleiten. 
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können nach A1t 7 EUV bestimmte Rechte verlieren. Die europäischen Grund­
rechte haben also für den jeweiligen Verbund eine Ezi1schluss- und Ausschluss­
fi111ltioll. Damit erlauben sie auch seine Abgrenzung nach außen, gegenüber an­
deren Staaten oder Staatenverbindungen - gegenüber solchen, die Grundrech­
te überhaupt nicht achten, aber auch gegenüber solchen wie den USA, die spe­
zifisch europäische Grundrechtsvorstellungen nicht teilen, etwa das Verbot der 
Todesstrafe oder, in schwächerem Ausmaß, sozialstaatliche Grundrechtsge­
halte41 . 

2. Homogenitäts- und Angleichungsfunktion

Gleichzeitig erzeugen die gemeinsamen Grundrechte ein Mindestmaß an 
Ho111oge11ilät des Verbundes.42 Die Homogenität wird in erster Linie durch eine 
A11gleicht111g der Reclttsstellu11g der Bürger im Verbundraum als Folge des 
Menschenrechts- oder Unionsbürgerrechtscharakters der europäischen Grund­
rechte erreicht, also über die Zurückdrängung der Inländer/ Ausländer-Unter­
scheidung im EMRK.-Bereich die Gleichstellung aller in fundamentalen Rech­
ten, im EU-Bereich die nahezu vollständige Gleichbehandlung aller Unionsbür­
ger in allen Mitgliedstaaten und die gleichberechtigte Mitwirkung an der politi­
schen Willensbildung innerhalb der Union.43 Diese Gleichstellung macht ,,Inte­
gration" für den einzelnen konkret erlebbar. 

Inte�rierende Wirkung haben die europäischen Grundrechte aber auch durch 
eine w;itergehende A,wleiclumg der Rec/1ts01dmmgen im Verbundraum. Sie 

betri m ja nicht nur de,i°Inhalt der Grundrechte, und, wie erwähnt (II. l .d. ), die 
Grundrechtsdogmatik, sondern geht auch über den eigentlichen Grundrechts­
bereich hinaus. Besonders deutlich wird das an den Grundfreiheiten des EGV, 
die nicht nur als Diskriminierungs-, sondern auch als Beschränkungsverbote 

und Gebote der wechselseitigen Anerkennung von staatlichen Entscheidungen 
wirken, insoweit also auch den Inhalt des nationalen Fachrechts determinieren 
und außerdem durch Sekundärrecht konkretisiert werden, dessen Bestimmun­
gen in den Mitgliedstaaten grundrechtsähnliche Wirkung haben können.44 Das 
Integrationsprogramm des Binnenmarktes ist nichts anderes als ein (grenzüber­
schreitendes) Grundrechtsprogramm. 

�1 Vgl zB Mal.l'c/Jer (Hrsg), Die Durchsetzung wirtschaftlicher und sozialer Grundrechte 
( \ 991 ); Z11/ceg, Der Schutz sozialer Rechte in der Europäischen Gemeinschaft, EuGRZ 1992, 
329; R. Jfo/inm!flllfollände1/McrlilWiederit1 (Hrsg), Armut und Verfassung. Soz1alstaatltch­
keit im euiopäischen Vergleich ( 1998). 
�! Zu Problemen der Divergenz zwischen Konvenlions- und Gemeinschaftsgrundrechten Gra-
he1111•m"fl '!"( FN 9) 1135 ff. 
·" Vgl EGMR Afatthe11:r/Jere111ig1es KöJJigrcich (FN 21).
·" Als Beispiel für diese Mechanismen sei nur die Berufsfreiheit der Rechlsanwälte im Bin-
11<::nmarkt genannl. Vgl zB EuGH 107/83, Klopp, Slg 1984, 2971 (ßeschränkungsverbot), C-
340/89, V!assopo11/ou, Slg 19911-2357 (Anerkennungsgebol), und _die Richtlinie 98/5/EG zur
Erleichlerung der ständigen Ausübung des Rechtsanwaltsberufsm emem and�ren Mitgliedstaat 
als dem, in dem die Quali(ikation erworben wurde, deren Bestnrunungen bei Nichtumsetzung 
unmiltclbare Wirkung haben und daher wie Grundrechte vom einzelnen gegen staatliche Ge­
setze durchgeselzl werden können. 
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3. Grundlagenfunktion für die Ausdehnung der Tätigkeiten im Verbund

Europäische Grundrechte wirken für den Verbund also selbst integrierend;
sie bilden aber zugleich auch die Gnmdlage Jiir die Kooperation außerhalb
des eigentlichen Grundrechtsbereichs. Weil die Verbundmitglieder sich nicht 
an einer grundrechtsfreien Zusammenarbeit beteiligen dürfen (11.3.), sind die 
europäischen Verbundgrundrechte Vorau�setzung für jede grundrechtsrelevante 
Zusammenarbeit im Verbund, begrenzen oder erweitern also die Möglichkeiten 
der Ausdehnung von gemeinsamen Aktivitäten im Verbund und bestimmen so 
seinen Handlungsspielraum. Gäbe es die europäischen Grundrechte und ihre ge­
richtliche Kontrolle als allgemeine Vorgaben für alle Verbundmitglieder nicht, 
müssten sie für jeden Bereich der Zusammenarbeit neu vereinbart·werden. Weil 
es sie aber gibt, ist eine Erstreckung der Kooperation auf neue Felder mit viel 
geringerem Aufwand verbunden. 

4. Begründungs-, Begrenzungs- und Legitimationsfunktion 
für supranationale Hoheitsgewalt des Verbunds 

Das eben Gesagte gilt für die Konventionsgemeinschaft wie für die EU, für 
eine neue Kon ention des Europarates ebenso wie für die Vergemeinschaftung 
eines neuen Politikbereiches. Für die EU kommt freilich hinzu, dass sie, anders 
als die EMRK, nicht nur- und gar nicht in erster Linie - die mitgliedschallliche 
HoheitsgewalL begrenzt, sondern auch und vor allem selbst Hoheitsgewalt aus­
übl Die Gemeinschaftsgrundrechte haben daher eine doppelte Funktion. Zum 
einen steuern sie im Anwendungsbereich der Verträge, ähnlich wie die EMRK 
allgemein, die Handlungen der Mitgliedstaaten. Das ist die Hauptstoßrichtung 
der Grundfreiheiten, der Diskriminierungsverbote und etwa des An pruchs auf 
effektiven R.ecl1tsschutz gemeinschaftsrechUichcr Posüionen (wenngleich die­
se Rechte natürlich auch- on den EU-Organen selbst, etwa bei der Setzung von 
Sekundärrechtsakten, beachtet werden müssen45 

• Zum anderen begründen. be­
grenzen und legitimieren die Gemein chaftsgrundrecbte das supranationale Han­
deln der EU-Organe selbst wie die nationalen Grundrechte die für das Handeln 
staatlicher Organe46 tun . .ßegrii11da11g'iji111ktio11 für die E -Hoheitsgewalt hat -
neben dem Demokratiegrundsatz des allgemeinen Homogenitätsgebotes de 
Art 6 Abs l EUV der vor allem 11.ir die Bestellung von EU-Organen durch lJje 
Mitgliedstaaten Bedeutung hat - das Wahlrecht zum Europäi eben Parlament. 
weil es die demokratische Basis der EU-Rechtsetzw1g sichert.47 .Begre11.=111,g.r­

ji111ktion für die EU-Hoheitsgewalt haben die - hauptsächlich über die EMRK 
,,importierlen" - klassischen liberalen Grundrechte (obwohl sie auch als Min­
deststandards für die Umsetzung und Anwendung des Gemeinschaftsrechts 
durch die Mitgliedstaaten fungieren und fungieren müssen, um seine Einheit-

45 Dazu zB .Randelzho.fer/Forsthqff, in: Grabitz/Hilf (Hrsg), Das Recht der Eurupäischen 
Union, vor Art 39-55 EGV (18. Ergänzungslieferung, 2001) Rz 49 ff. 
46 Vgl Malter(FN 4) 966 fmwN. 
47 Vgl EGMR Matthewslleretizigtes Köiu'greich (FN 21). 
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lichkeit sicherzustellen,48 und damit die allgemeinen Homogenitätsanforderun­
gen des Art 6 Abs l EUV im Anwendungsbereich der Verträge verschärfen). 
Damit bilden sie auch Legitimitätsgrundlage der supranationalen Herrschafts­
ausübung in der EU. 

IV. Schlussbemerkung

Aus dieser Übersicht lassen sich zwei Schlussfolgerungen ziehen: Erstens 
ist es kein Zufall, dass die europäischen Grundrechte immer mehr Bedeutung 
erlangt haben, denn sie bilden den notwendigen Unterbau der europäischen 
Integration. Zweitens wird diese Entwicklung weitergehen, solange sich die 
europäische Integration fortsetzt. Mehr denn je gilt daher, dass „die Internatio­
nalisierung der Grundrechte[ ... ] eine die Grenzen der nationalen Verfassungs­
ordnung sprengende Betrachtungsweise geradezu aufzwingt"49• 

48 Vgl zB Kti1gree11, in: Callies/Ruffert (Hrsg), Kommentar zu EU-Vertrag und EG-Vertrag 
( 1999) Art 6 EUV Rz 56 ff. 
49 ,4domOJJich (FN 1) 8. 
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